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Corona-Impfpflicht für Arbeitnehmer im Rettungsdienst mit Unionsrecht vereinbar  
Eine für die Arbeitnehmer im Rettungsdienst vorgesehene Corona-Impfpflicht ist mit dem Unionsrecht vereinbar. 
Eine solche Regelung verstößt nicht gegen Art. 5 Abs. 1, Art. 6 Abs. 1 und 2 RL 89/391. Die Richtlinie enthält keine 
Bestimmung über die Impfung von Arbeitnehmern, so dass sich im Hinblick auf die Möglichkeit der Mitgliedstaa-
ten, eine Impfpflicht vorzusehen, keine Schlüsse aus ihr ziehen lassen. Auch ein Verstoß ge-gen die RL 2000/54 in 
Verbindung mit dem Anhang III kann nicht angenommen werden. Die Richtlinie verpflichtet zwar den Arbeitge-
ber dazu, den betreffenden Arbeitnehmern Zugang zu einer Impfung zu bieten, wenn es einen wirksamen Impf-
stoff gibt. Jedoch regelt diese Richtlinie nicht, ob und unter welchen Umständen die Arbeitgeber eine solche 
Impfung zum Schutz der betreffenden Arbeitnehmer oder anderer Personen-gruppen vorschreiben dürfen, und 
dementsprechend auch nicht, ob und unter welchen Umständen solche Arbeitnehmer zu der Impfung verpflich-
tet werden können oder ob sie diese ablehnen dürfen. Im Ergebnis steht Unionsrecht damit einer Corona-Impf-
pflicht für Arbeitnehmer im Rettungsdienst nicht entgegen.  
EuGH, Urt. vom 12.06.2025, Az. Rs. C-219/24  

  
Auflösung des Arbeitsverhältnisses gegen Abfindungszahlung  
Das zur Entscheidung berufene Landesarbeitsgericht hat die Berufung des Arbeitgebers, mit der das Arbeitsverhältnis 
der klagenden Arbeitnehmerin gegen Zahlung einer Ab-findung in Höhe von 70.000,00 € aufgelöst wurde, größten-
teils zurückgewiesen und die Abfindung in nahezu gleicher Höhe festgesetzt. Das Gericht bekräftigte, dass der Ar-
beitnehmerin die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses wegen sexistischer, demütigen-der und willkürlicher Äuße-
rungen des Geschäftsführers gemäß § 9 Kündigungsschutz-gesetz (KSchG) unzumutbar sei. Der Geschäftsführer der 
Beklagten habe der Arbeit-nehmerin zudem aus Unmut über die Entwicklung des privaten Verhältnisses zwischen ih-
nen arbeitsrechtliche Sanktionen angedroht. Die außergewöhnliche Höhe der Abfin-dungszahlung begründete das 
zur Entscheidung berufene Gericht anhand der besonde-ren Umstände des Falles mit der offensichtlichen Sozialwid-
rigkeit der Kündigung und der erheblichen Herabwürdigung, die zu einer fortdauernden posttraumatischen Belas-
tungsstörung bei der Arbeitnehmerin geführt habe. Zudem berücksichtigte das Gericht, dass der Geschäftsführer die 
Auflösungsgründe vorsätzlich durch das Missbrauchen sei-ner Machtstellung herbeigeführt habe.  
LAG Köln, Urt. vom 09.07.2025, Az. 4 SLa 97/25  

  
Keine Entgeltfortzahlung wegen Arbeitsunfähigkeit infolge einer Tätowierung  
Wer sich tätowieren lässt, erhält bei Komplikationen keine Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall. Zwar sei von einer 
Arbeitsunfähigkeit auszugehen. Die Arbeitnehmerin habe jedoch die Arbeitsunfähigkeit im Sinne von § 3 Abs. 1 
Satz 1 Entgeltfortzahlungs-gesetz (EFZG) verschuldet. Nach dieser Bestimmung handelt ein Arbeitnehmer immer 
dann schuldhaft, wenn er in erheblichem Maße gegen die von einem verständigen Menschen im eigenen Interesse 
zu erwartende Verhaltensweise verstößt. Die Arbeit-nehmerin habe bei der Tätowierung damit rechnen müssen, 
dass sich ihr Unterarm ent-zünde. Dieses Verhalten stelle einen groben Verstoß gegen ihr eigenes Gesundheitsinte-
resse dar. Die Arbeitnehmerin habe selbst vorgetragen, in bis zu 5 % der Fälle komme es nach Tätowierungen zu 
Komplikationen in Form von Entzündungsreaktionen der Haut. Dies sei keine völlig fernliegende Komplikation. Bei 
Medikamenten werde eine Nebenwirkung als „häufig“ angegeben, wenn diese in mehr als 1 % aber weniger als 10 
% der Fälle auftrete. Zudem seien Komplikationen in der Hautverletzung durch die Tätowierung selbst angelegt.  
LAG Schleswig-Holstein, Urt. vom 22.05.2025, Az. 5 Sa 284 a/24  

  
Diskriminierende tarifvertragliche Regelung über Mehrarbeitszuschläge für Teilzeitbe-schäftigte  
Das zur Entscheidung berufene Gericht hat entschieden, dass eine tarifvertragliche Re-gelung, nach der sämt-
liche Beschäftigte einschließlich der Teilzeitbeschäftigten Mehr-arbeitszuschläge erst ab der Überschreitung 
der Wochenarbeitszeit für Vollzeitbeschäf-tigte erhalten, eine gesetzlich verbotene Diskriminierung der Teil-

Arbeitsrecht aktuell
Juli / August 2025



zeitbeschäftigten dar-stelle. Rechtsfolge sei die gerichtliche „Anpassung nach oben“ mit der Folge, dass auch 
bei Teilzeitbeschäftigten die Überschreitung ihrer individuellen Wochenarbeitszeit die tarifvertragliche Zu-
schlagspflicht auslöse. Eine Aussetzung des Verfahrens zur Ermögli-chung einer Korrektur des Tarifvertrags 
durch die Tarifvertragsparteien sei jedenfalls dann nicht geboten, wenn - wie vorliegend - ein Rechtsmittel ge-
gen die Entscheidung zulässig sei.  
LAG Berlin-Brandenburg, Urt. vom 16.05.2025, Az. 12 Sa 1016/24  

  
Wirksame außerordentliche Kündigung wegen Unregelmäßigkeiten im Stundenkonto 
Das Arbeitsgericht hat die Kündigungsschutzklage eines Leiters der Abteilung für Ver-waltung, Personaleinsatz 
und Organisation der Feuerwehr, der zudem einer Nebentä-tigkeit unter anderem als Dozent nachging, abge-
wiesen. Die fristlose Kündigung sei wirksam, weil ein wichtiger Grund gemäß § 626 Abs. 1 Bürgerliches Gesetz-
buch (BGB) vorliege. Der Kläger habe seine Arbeitszeit vorsätzlich falsch dokumentiert. Er habe in ganz erheb-
lichem Umfang Arbeitszeit, die vermeintlich auf seine Haupttätigkeit bei der Feuerwehr entfiel, „durchlaufen 
lassen“, obwohl er in Wahrheit einer gesondert vergü-teten Nebentätigkeit bei dem Studieninstitut nachging. 
Erschwerend sei zu berücksich-tigen, dass die Unterrichtstätigkeit zumeist in der Zeit von 17:30 Uhr bis 20:45 
Uhr und damit im Wesentlichen außerhalb des Gleitzeitrahmens erbracht wurde. Diese habe so nicht Gegen-
stand einer nachträglichen Zeitgutschrift sein können. Der Einwand des Klägers, er habe quasi rund um die Uhr 
gearbeitet, ohne dies zu erfassen, sei unerheb-lich. In Täuschungsabsicht angestrebte unberechtigte Zeitvor-
teile würden nicht dadurch gerechtfertigt, dass andere Arbeitsleistungen zwar erbracht, aber nicht verbucht 
wür-den. Die fristlose Kündigung beendet das Arbeitsverhältnis.  
ArbG Duisburg, Urt. vom 13.11.2024, Az. 4 Ca 1009/24  

  
Keine Inflationsausgleichsprämie für Leiharbeitnehmer 
Ein Leiharbeitnehmer erhält nicht ohne weiteres eine Inflationsausgleichsprämie, die im Entleiherbetrieb den 
dort Beschäftigten gezahlt wird. Der Arbeitnehmerin wurde von ihrer Arbeitgeberin, einem Arbeitnehmerü-
berlassungsunternehmen, in einem Unter-nehmen der Metall- und Elektroindustrie eingesetzt. Das Arbeitsver-
hältnis endete zum 31.07.2023. Der Arbeitsvertrag der Parteien verwies unter anderem auf die für Leihar-beit-
nehmer geltenden Tarifverträge über Branchenzuschläge für die Metall- und Elekt-roindustrie sowie 
Inflationsausgleichsprämie. Die Entleiherin füllte der Arbeitgeberin  einen „Fragebogen zur Ermittlung von 
Equal Pay sowie des Branchenzuschlags ab dem 16. Einsatzmonat“ aus. Die Mitarbeiter im Betrieb der Entleihe-
rin erhielten im Juni 2023 eine Inflationsausgleichsprämie in Höhe von 1.000,00 €, die Arbeitnehmerin dage-
gen nicht. Die Arbeitnehmerin machte den Anspruch klageweise geltend. Das zur Entschei-dung berufene Lan-
desarbeitsgericht hat entschieden, dass der von der Entleiherin aus-gefüllte Fragebogen der Arbeitgeberin 
keine Equal-Pay-Vereinbarung mit deren Ar-beitnehmerin darstelle. Die Arbeitnehmerin habe auch nicht die 
Voraussetzungen für eine Gleichstellung mit den Mitarbeitern der Entleiherin im Sinne von § 8 Abs. 1 S. 1 Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) vorgetragen. Dazu müsse sie als darlegungs- und beweisbelastete Klä-
gerin einen Gesamtvergleich der Entgelte im Überlassungszeit-raum vornehmen. Dem werde der Vortrag je-
doch nicht gerecht: Der Verweis, der Ar-beitnehmerin müsse die Inflationsausgleichsprämie schon deshalb 
gezahlt werden, weil die Stammarbeitnehmer der Entleiherin diese erhalten hätten, reiche dafür nicht aus. Die 
Arbeitnehmerin könne die Inflationsausgleichsprämie auch nicht unter Berufung auf tarifliche Vorschriften be-
anspruchen. Die Auslegung des Tarifvertrages ergebe, dass im jeweiligen Auszahlungsmonat der tariflichen 
Inflationsausgleichsprämien noch ein Arbeitsverhältnis zwischen den Parteien bestanden haben muss. Dies sei 
jedoch vorlie-gend im Kalenderjahr 2023 beendet worden.  
LAG Schleswig-Holstein, Urt. vom 06.03.2005, Az. 5 Sa 222 d/24  
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